
Jahrestagung 2017 in Dortmund   

 

Die Jahreshauptversammlung des PEN-Zentrums Deutschland hat folgende Resolution 

verabschiedet: 

 

Zur Situation in der Türkei 

 

Wir fordern die türkische Regierung und Präsident Erdoğan auf, die Unterdrückung des 

Rechts auf freie Meinungsäußerung zu beenden und den Ausnahmezustand aufzuheben. 

Der Sieg der „Ja“-Kampagne räumt Präsident Recep Tayyip Erdoğan weitreichende neue Befugnisse ein, unter 

anderem das Recht zum Regieren per Dekret, zum Einsetzen von Ministern und Richtern nach persönlichem 

Ermessen, zum Auflösen des Parlaments und zum Einberufen von Neuwahlen.  

 

Die Kampagne für das Referendum hat unter den Bedingungen des nationalen Ausnahmezustands stattgefunden, 

die den Gegnern der Kampagne nur wenig Spielraum ließen, sich überhaupt Gehör zu verschaffen. Die Kampagne 

war begleitet von Drohungen, Festnahmen und Anklagen gegen diejenigen, die es wagten, die vorgeschlagenen 

Verfassungsänderungen zu kritisieren. 13 Parlamentsmitglieder der drittgrößten Partei, der HDP, waren während 

der gesamten Länge der Kampagne in Haft gehalten worden, 80 weitere Personen wurden festgenommen, weil 

sie sich für ein „Nein“ beim Referendum eingesetzt hatten. Da die Menschen nicht das Recht hatten, 

Informationen frei auszutauschen, ohne Repressalien fürchten zu müssen, kann der Ausgang des Verfassungs-

referendums nicht beanspruchen,  den Willen des Volkes zu verkörpern. 

 

Seit dem gescheiterten Putschversuch vom 15. Juli 2016 sind 173 Zeitungen und andere Informationsmedien 

verboten worden. Derzeit sind 150 Journalistinnen und Journalisten, Schriftstellerinnen und Schriftsteller in Haft, 

unter ihnen der deutsche Journalist Deniz Yücel.  

 

Die Jahresversammlung des PEN-Zentrums Deutschland appelliert an die türkischen Machthaber 

- Deniz Yücel und alle weiteren Personen freizulassen, die lediglich aufgrund der Ausübung ihres Rechts 

auf freie Meinungsäußerung gefangen gehalten werden 

- den Ausnahmezustand aufzuheben 

- das Recht auf freie Meinungsäußerung zu garantieren 

- die Unabhängigkeit der Justiz zu gewährleisten. 


